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Region Dienstag, 18. April 2023

Der Kampf um den Längholz- 
wald geht in eine weitere Run- 
de: Bürgerinnen und Bürger sind  
wild entschlossen, um «ihren»  
Wald zu kämpfen. In einem of- 
fenen Brief mit 64 Unterschriften  
wandten sie sich jüngst an die  
Bieler Stadtregierung.

Die Frauen und Männer  
verlangen, dass sich die Stadt  
beim Kanton für den Längholz- 
wald starkmacht. «Wir fordern  
Sie auf, sich entschieden gegen  
die geplanten rigorosen Abhol- 
zungen und für eine massvolle,  
nachhaltige Holznutzung einzu- 
setzen, wie sie die Bewirtschaf- 
tung nach dem Dauerwaldprinzip  
vorsieht», heisst es im Brief.

Weil die Stadt das Schrei- 
ben wie eine Petition behandelt,  
die der Gemeinderat beantwor- 
ten wird, gibt die zuständige Ge- 
meinderätin Lena Frank (Grüne)  
derzeit keine Auskunft dazu. Zur  
Erinnerung: Der Staatsforstbe- 
trieb des Kantons Bern plant im  
Längholzwald 700 Bäume zu fäl- 
len. Das löste im Dezember ei- 
nen Aufschrei in der Bevölkerung  
aus.

Die SP-Stadträtin Susanne  
Clauss lancierte daraufhin eine  
Petition, die sie Anfang Janu- 
ar mit über 1300 Unterschrif- 
ten dem zuständigen Regierungs- 
rat Christoph Ammann (eben- 
falls SP) übergab. Darin fordert  
Clauss einen runden Tisch, an  
dem alle Eigentümer des Läng- 
holzwalds über die künftige Nut- 
zung diskutieren sollen.

Die Stadt Biel setzte sich  
beim Kanton dafür ein, den  
Längholzwald im neuen regiona- 
len Waldplan als stark frequen- 
tierten Wald mitten im Siedlungs- 
gebiet aus der Wirtschafts- in  
die Erholungszone zu versetzen.  
Vergebens.

Das zuständige Amt für Wald  
und Naturgefahren will sich  
nicht zum Thema Längholzwald  
äussern. Die Petition sei vom Re- 
gierungsrat innerhalb eines Jah- 
res zu beantworten, die Vorberei- 
tungen dazu seien im Gang, man  

werde auf die Stadt Biel zugehen,  
teilt die Medienstelle auf Anfra- 
ge mit.

Druck erhöhen
Ob der Staatsforstbetrieb an dem  
Holzschlag im vorgesehenen  
Ausmass festhält, ist also noch  
nicht abschliessend entschieden.  
Diese Ungewissheit nagt an den  
besorgten Bürgerinnen und Bür- 
gern. Deshalb wollen sie den  
Druck mit ihrem Brief erhöhen.

Allerdings scheint auch ein  
Kompromiss, wie ihn der Bieler  
Holzwissenschaftler Ernst Zür- 

cher vorschlägt, eher nicht rea- 
listisch. Bei einer Begehung mit  
dem «Bieler Tagblatt» kritisierte  
er die Pläne des Kantons. Es wür- 
den zu viele Bäume gefällt. Das  
schade dem Wald. 200 statt 700  
seien genug.

Doch davon wollten zwei  
Vertreter des Staatsforsts nichts  
wissen, wie sie anlässlich der  
Versammlung des Lindenquar- 
tier-Leists im März sagten: Der  
Aufwand dafür sei viel zu gross  
und die Kosten seien für weniger  
Bäume fast gleich hoch. Zudem  
seien die Einwände aus der Be- 

völkerung aus Sicht des Staats- 
forstbetriebs nicht waldbaulich  
begründbar, sondern hauptsäch- 
lich ästhetischer Natur. Sie ent- 
sprängen einem eher romanti- 
schen Verständnis des Waldes. Zu  
diesen Aussagen nimmt das Amt  
für Wald und Naturgefahren auf  
Anfrage nicht Stellung.

Rücksicht auf Waldbesucher
Die Auffassung der beiden Kan- 
tonsangestellten passt nicht zur  
Strategie des Bundesamts für  
Umwelt (Bafu) für die Erholung  
im Wald. Darin spielt die Ästhe- 

tik nämlich sehr wohl eine Rol- 
le. Laut Bafu gefallen den Men- 
schen durchmischte Wälder mit  
Laub- und Nadelbäumen von  
unterschiedlicher Höhe am bes- 
ten. Ein solches Waldbild entsteht  
bei der Dauerwald-Bewirtschaf- 
tung, eine Art des Waldbaus, die  
als besonders naturnah gilt und  
die sich die Unterzeichnerinnen  
und Unterzeichner des Briefes  
auch für den Längholzwald wün- 
schen.

Ein schönes Waldbild trägt  
zum gesundheitlichen Nutzen  
des Waldes für die Menschen  

bei. Diesem misst das Bafu einen  
hohen Wert bei. Gerade Wälder  
in Stadtnähe sind dem Bafu be- 
sonders wichtig. Denn sie lockten  
die meisten Besucherinnen und  
Besucher an und seien daher be- 
sonders bedeutsam für die Ge- 
sundheit. In Zahlen ausgedrückt  
spricht das Bafu von jährlich drei  
Milliarden Franken für die Erho- 
lungsleistungen des Waldes. Um  
Konflikte mit Waldbesuchenden  
zu vermeiden, empfiehlt es, Pfle- 
ge und Bewirtschaftung dem Be- 
sucheraufkommen anzupassen.

«Bild der Zerstörung»
Der Berner Staatsforstbetrieb  
steht nicht zum ersten Mal we- 
gen grober Holzschläge in der  
Kritik. Eine massive Holzung  
im Hardwald bei Schüpfen lös- 
te beim früheren Seewiler SVP- 
Grossrat Fritz Ruchti vor zwei  
Jahren Wut und Trauer aus. Wut  
über das unsensible Vorgehen,  
Trauer über die «vielen, schönen  
Eichen, Fichten und Tannen, die  
den Wald bei geeigneter Wald- 
nutzung noch lange stabil erhal- 
ten hätten», sagt er.

Der Eingriff habe ein Bild  
der Zerstörung hinterlassen. Mit  
Nachhaltigkeit habe das nichts  
zu tun. Wie Ruchti sagt, kommt  
es immer öfter vor, dass der  
Staatsforst den Wald nicht nach  
geltendem Recht bewirtschaftet.  
Und er ermahnt den Regierungs- 
rat, bei der Waldbewirtschaftung  
die gesetzlichen Vorgaben in Be- 
zug auf Nachhaltigkeit und Arten- 
vielfalt einzuhalten.

«Kurzfristiges Nutzdenken»
Derweil bangen die Bieler Bür- 
gerinnen und Bürger weiter um  
ihren Wald. In ihrem Brief pran- 
gern sie die massiven Holzun- 
gen als kurzfristiges Nutzdenken  
an. Dem Wald seien bereits Tau- 
sende grosse Bäume entnommen  
worden. Dabei seien diese we- 
gen der Klimaveränderung drin- 
gend nötig. Es brauche sie, um  
in heissen Sommern für einen  
Temperaturausgleich zu sorgen  
und damit der Wald die grüne  
Lunge der Stadt bleibt.

Brigitte Jeckelmann

Der Längholzwald liegt mitten im Siedlungsgebiet. Bild: Matthias Käser

Bürgerinnen und Bürger kämpfen 
um jeden Baum
Ein offener Brief soll den geplanten Holzschlag des Kantons im Bieler Längholzwald stoppen. 64 Bielerinnen und Bieler fordern von der 
Stadt, sich entschlossen für den Wald einzusetzen. Die grüne Lunge der Stadt solle erhalten bleiben.

Nun soll aus dem Staatsforstbe- 
trieb, der heute Teil der Kantons- 
verwaltung ist, eine Aktiengesell- 
schaft werden. Der Regierungs- 
rat begründete diesen Schritt in  
seiner Mitteilung im Dezember  
damit, dass das «wirtschaftlich  
geführte Unternehmen» zuneh- 
mend an seine Grenzen stos- 
se. Es fehle die unternehme- 
rische Flexibilität. Beispielswei- 
se für massgeschneiderte IT-Lö- 
sungen. Mit der Ausgliederung in  
eine Aktiengesellschaft solle sich  
der Forstbetrieb künftig unter- 
nehmerisch ausrichten und auch  
Rückstellungen anlegen können.  
Die Umwandlung soll knapp vier  

Millionen Franken kosten und  
erfordert eine Änderung im kan- 
tonalen Waldgesetz. Der Gros- 
se Rat wird in der Wintersessi- 
on darüber befinden. Stimmt er  
dem Vorhaben zu, wäre Bern  
laut dem Waldeigentümerver- 
band Wald Schweiz der erste  
Kanton, der seinen Staatsforst- 
betrieb in eine Aktiengesellschaft  
umwandelt. Dem Volk bleibt die  
Möglichkeit, das Referendum zu  
ergreifen.

Es weckt Begehrlichkeiten
Fachleute wie der pensionier- 
te Brügger Forstingenieur Urs  
Mühlethaler befürchten, dass ei- 

ne Aktiengesellschaft nicht zu ei- 
ner besseren Waldbewirtschaf- 
tung beitragen wird, im Gegen- 
teil. Eine AG wecke Begehrlich- 
keiten, man denke an die Stich- 
worte Kaderlöhne und Dividen- 
den, sagt er. Die Ertragsmöglich- 

keiten seien begrenzt, daher müs- 
se an den Leistungen geschraubt  
und alles so rationell wie mög- 
lich erledigt werden – um ein Ma- 
ximum an Deckungsbeiträgen zu  
erwirtschaften.

Markus Müller, Professor am  
Institut für öffentliches Recht der  
Uni Bern, stimmt dieser Aus- 
sage zu. Die Aktiengesellschaft  
«ist die typische Form des ge- 
winnorientierten Wirtschaftsun- 
ternehmens». Wo Verwaltungs- 
einheiten ins Kleid der AG ge- 
steckt würden, «bewirkt dies bei  
den Führungskräften oftmals ei- 
ne Verengung des Blicks auf  
Effizienz und Profit». Als Bei- 

spiele nennt Müller Post, Swiss- 
com, SBB oder Spitalaktiengesell- 
schaften.

Anstalt wäre geeigneter»
Für Müller wäre die Form  
der Anstalt geeigneter für den  
Staatsforstbetrieb. Die Anstalt  
stehe zu Unrecht im Schatten der  
vermeintlich dynamischeren Ak- 
tiengesellschaft. Ihr Gestaltungs- 
potenzial werde unterschätzt. Zu- 
dem bringe diese Form den unbe- 
strittenen Vorteil, dass von ihr kei- 
ne falschen Ökonomisierungssi- 
gnale ausgehen.

Natürlich sei es wich- 
tig, staatliche Aufgaben mög- 

lichst wirtschaftlich zu erfüllen.  
«Aber die Gefahr, dass bei der  
Aktiengesellschaft der Gewinn  
das Gemeinwohl verdrängt, ist  
gross.» Das habe die Erfahrung  
gezeigt. Das Ziel eines Spitals  
sei nicht, zu rentieren, sondern  
die Patienten zu heilen. Für den  
Wald gelte dasselbe: Der Forst- 
dienst habe in erster Linie da- 
für zu sorgen, dass der Wald  
seine Funktionen im Dienst der  
Öffentlichkeit erfülle: vor Na- 
turgefahren schützen, Holz und  
Trinkwasser liefern sowie Le- 
bens- und Erholungsraum für  
Pflanzen, Tiere und Menschen  
bieten. Brigitte Jeckelmann

Forstbetrieb soll zur AG werden
Öffentlicher Auftrag versus Profitdenken. Was sind die Folgen, wenn aus einem Staatsforstbetrieb eine AG wird? Experten antworten.

Markus Müller
Professor am Institut für 
öffentliches Recht der Uni Bern


